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Vorwort 

I. 

Die Rechtsform »Gesellschaft bürgerlichen Rechts« (GbR) hat in den letzten 
Jahren einen enormen Aufschwung erlebt. Auch die Rechtsprobleme der 
BGB-Gesellschaft haben deshalb im rechtswissenschaftlichen Schrifttum und 
in der Rechtsprechung »Konjunktur«. Namentlich die haftungsrechtlichen 
Fragen dieser Rechtsform waren seit Ende der achtziger Jahre Gegenstand 
zahlreicher Dissertationen, Festschriftenbeiträge und Aufsätze. Bei näherem 
Hinsehen erweist sich freilich, daß der Diskussionsrahmen mit dem Thema 
»Die Haftungsverfassung der GbR« zugleich zu eng und zu weit gesteckt ist. 
Zu weit, weil die Haftungsfragen, die sich bei einer Lotto-Tipgemeinschaft 
stellen, mit denen einer Kfz-Werkstatt, eines Reisebüros oder einer Anwalts-
sozietät nichts gemein haben. Not tut also die Verengung auf die unterneh-
menstragende GbR. Zu eng, weil die Frage nach der Haftungsverfassung der 
GbR als Unternehmensträger nicht isoliert beantwortet werden kann, son-
dern nur in einem größeren Rahmen. Denn die Sachprobleme sind bei allen 
unternehmenstragenden Verbänden, die nicht als juristische Person ausge-
staltet sind, gleich. Daher muß für alle diese Verbände auch ein durchgän-
giges haftungsrechtliches Strukturprinzip gelten. Dieses Prinzip herauszuar-
beiten und zu beweisen unternimmt die vorliegende Untersuchung. 

II. 

Diese Arbeit wurde im Oktober 1994 fertiggestellt und im Wintersemester 
1994/1995 von dem Gemeinsamen Konvent der Fakultäten für Rechtswis-
senschaft und für Betriebswirtschaftslehre der Universität Mannheim als 
Habilitationsschrift angenommen. Sie wurde für die Drucklegung auf den 
Stand vom August 1995 gebracht. 

Mein besonderer Dank gilt meinem akademischen Lehrer Prof. Dr. Egon 
Lorenz, dem Erstgutachter der Arbeit, sowie meinem Freund und Kollegen 
Manfred Wandt, der mir mit Rat und Tat jede erdenkliche Unterstützung 
gab. Dank schulde ich auch den weiteren Gutachtern Prof. Dr. Barbara Gru-
newald und Prof. Dr. Peter Albrecht. Die Arbeit gefördert haben ferner Herr 
Rechtsreferendar Frank Reinhard und meine Mitarbeiter an der Universität 
Bonn, Thomas Meurer und Christiane Rühl, die mich in der Schlußphase 



VIII Vorwort 

unterstützten, und vor allem Sibylle Schwertner-Platz, die mit außer-
gewöhnlichem Einsatz das Manuskript erstellte. Danken möchte ich schließ-
lich dem Förderverein für Versicherungswissenschaft an der Universität Mann-
heim für die finanzielle Unterstützung bei der Entstehung der Arbeit und der 
Dr. Kurt Hamann-Stiftung für die Verleihung des Dr. Kurt Hamann-Preises. 

Meinen Eltern, Prof. Dr. Ferdinand Reiff und Helene Reiff geb. Erb, die die 
Fertigstellung dieser Arbeit nicht mehr erlebten, schulde ich unsagbar viel. 

Mannheim/Bonn im Februar 1996 Peter Reiff 
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1. Teil 

Anlaß, Ziel und Gegenstand der Untersuchung 

§ 1 Anlaß der Untersuchung 

I. Haftung für die Schulden unternehmenstragender Verbände 

Betreibt eine einzelne natürliche Person ein »Unternehmen«1, so hat dies die 
allgemein als selbstverständlich erachtete Konsequenz, daß sie für alle Schul-
den, die aus dieser Tätigkeit herrühren, mit ihrem gesamten Vermögen haftet. 
Eiine Haftungsbeschränkung auf einen etwa als »Geschäftsvermögen« dekla-
rierten Teil ihres Vermögens ist ihr nach geltendem Recht nicht möglich2. Der 
Grund hierfür ist der Schutz ihrer geschäftlichen Gläubiger. Die Trennung 
der beiden Vermögensmassen »Geschäfts-« und »Privatvermögen« kann 
nämlich beim Einzelunternehmer von Gesetzes wegen weder erzwungen noch 
überwacht werden. Es gibt daher keinerlei Schutz gegen die naheliegende 
Gefahr, daß der Einzelunternehmer in der Krise sein »Geschäftsvermögen« 
zugunsten seines »Privatvermögens« verringert und so seinen Geschäftsgläu-
bigern die Haftungsgrundlage entzieht. 

Das Ziel Haftungsbeschränkung ist für eine Einzelperson nur erreichbar, 
wenn sie sich gleichsam »aufspaltet«, wenn also nicht sie, sondern eine von 
ihr zu errichtende Einpersonen-GmbH das Erwerbsgeschäft betreibt, deren 
Alleingeschäftsführer sie ist3. In diesem Fall haftet für die Schulden, die aus 
dem Erwerbsgeschäft herrühren, nur die juristische Person »Einpersonen-
GmbH« mit ihrem Vermögen; das (Privat-)Vermögen des Alleingesellschaf-
ters haftet nicht. Dies ist möglich, weil zum Schutz der Gläubiger für die 
Einpersonen-GmbH dieselben strikten Grundsätze der Kapitalaufbringung 
und Kapitalerhaltung gelten wie für jede GmbH4 , so daß hier die Trennung 

1 Hier verstanden im weitesten Sinn des in der Realität wahrnehmbaren Phänomens 
»Unternehmen«. Zur Definition und Eingrenzung vgl. unten § 3 I. 1. 

2 Dies ist nach K. Schmidt, O H G S. 98 eine Folge der Ablehnung der Rechtssubjek-
tivität des Unternehmens. Zu den rechtspolitischen Vorschlägen, einen »Einzelunterneh-
mer m.b.H.« zu schaffen, vgl. unten Teil 3 § 9 Fn. 360. 

1 Kritisch zu dieser »Doppelexistenz« des Einmanns, den er mit »Dr. Jekyll und Mr. 
Hyde« vergleicht, Meyer-Cording, JZ 1978, 10. Vgl. auch K. Schmidt, Gesellschaftsrecht 
§40 I 1. 

4 So K. Schmidt, Gesellschaftsrecht §40 III 1, wo auch auf Sonderregeln für die 
Einpersonen-GmbH hingewiesen wird. Zu den Grundsätzen bei jeder G m b H vgl. so-
gleich im Text. 
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der Vermögensmassen überwacht und kontrolliert werden kann. Es ist daher 
zumindest theoretisch sichergestellt, daß die Vermögenstrennung nicht nur 
zugunsten, sondern auch zu Lasten des Einmanngesellschafters wirkt. 

Anders liegen die Dinge, wenn das Unternehmen nicht von einer einzelnen 
natürlichen Person, sondern von einer zu einem »Verband«5 zusammengefaß-
ten Personenmehrheit betrieben wird. In diesem Fall haftet für die im Zu-
sammenhang mit dem Erwerbsgeschäft entstandenen Schulden jedenfalls der 
jeweilige Verband mit seinem Vermögen, also etwa die GmbH nach § 13 
Abs. 2 G m b H G mit dem GmbH-Vermögen oder die O H G nach § 124 HGB 
mit dem OHG-Vermögen. Die Frage, ob daneben auch die Verbandsmitglie-
der mit ihrem (Privat-)Vermögen für die erwerbsgeschäftlichen Schulden des 
Verbandes haften, ist hingegen nicht einheitlich geregelt. So bestimmt etwa 
§ 13 Abs. 2 GmbHG, daß für die Verbindlichkeiten der Gesellschaft nur das 
Vermögen der juristischen Person GmbH haftet, woraus sich die Nichthaf-
tung der Gesellschafter ergibt. Demgegenüber bestimmt § 128 HGB, daß die 
Gesellschafter der O H G zwingend für die Verbindlichkeiten der Gesellschaft 
als Gesamtschuldner persönlich haften. 

Ein Vergleich mit dem Einzelunternehmer legt den Schluß nahe, der Grund 
für die Nichthaftung der GmbH-Gesellschafter und die zwingende Haftung 
der OHG-Gesellschafter sei in einer unterschiedlichen Intensität der Ver-
mögenstrennung bei der juristischen Person GmbH und der nicht als juristi-
sche Person verfaßten O H G zu suchen. Diese Vermutung erhärtet sich, wenn 
man die Vorschriften des GmbH-Gesetzes und des Handelsgesetzbuchs unter 
diesem Gesichtspunkt untersucht. 

Bei der GmbH 6 wird die Höhe des Stammkapitals, das nach § 5 Abs. 1 
G m b H G mindestens 50.000,- D M betragen muß, im notariell beurkundeten 
Gesellschaftsvertrag festgesetzt (§§ 2, 3 GmbHG), im Handelsregister einge-
tragen und öffentlich bekanntgemacht (§ 10 Abs. 1, 3 GmbHG). Die Auf-
bringung des Stammkapitals sichert § 19 GmbHG, der die zwingende (§ 19 
Abs. 2 GmbHG) Einzahlungspflicht der Gesellschafter in Höhe ihrer jewei-
ligen Stammeinlage statuiert; daneben treten die §§21 - 24 GmbHG, die un-
abdingbar (§ 25 GmbHG) die Durchsetzung der Einzahlungspflicht fördern 
sollen. Die Erhaltung des Stammkapitals wird von § 30 Abs. 1 G m b H G ge-
sichert, wonach das hierfür erforderliche Vermögen der GmbH nicht an die 
Gesellschafter ausgezahlt werden darf. 

Demgegenüber gibt es bei der O H G weder eine gesetzliche Einlagepflicht 
zur Aufbringung eines (Mindest-)Gesellschaftsvermögens noch bestehen 

5 Hier verstanden im weitesten Sinn. Zur Definition und Eingrenzung des Begriffs 
vgl. unten § 3 I. 2. 

6 Vgl. zum folgenden etwa die Darstellung bei G H. Roth, Gesellschaftsrecht § 16/2 
und Kübler, Gesellschaftsrecht § 17 II, III. 
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Vorschriften zu seiner Erhaltung. Funktional tritt an die Stelle dieser Gläu-
bigerschutzvorschriften7 ausschließlich die zwingende persönliche Haftung 
aller Gesellschafter nach § 128 HGB8 . 

Der Gedanke, die unterschiedliche Mitgliederhaftung bei GmbH und 
OHG, also die Nichthaftung der GmbH-Gesellschafter und die zwingende 
Haftung der OHG-Gesellschafter, beruhe darauf, daß das Gesetz das Ver-
mögen der juristischen Person GmbH sichert, das der O H G hingegen nicht, 
ist nach allem in hohem Maße plausibel. Plausibel genug, um in ihm einen 
verallgemeinerungsfähigen Ansatz zu sehen, aus dem sich eine generelle Hy-
pothese ableiten läßt. Sie lautet: Betreibt ein Verband ein Erwerbsgeschäft, so 
bestimmt der Gesetzgeber die Nichthaftung der Mitglieder, also die Haf-
tungsbeschränkung auf das Verbandsvermögen, nur bei Rechtsformen, die 
als juristische Person verfaßt sind und bei denen zugleich ein ausreichender 
Schutz der Verbandsgläubiger durch eine strikte Bindung des Verbandsver-
mögens sichergestellt ist. 

II. Die gesetzlich bestimmte Alleinhaftung des Verbandsvermögens 
bei juristischen Personen 

Juristische Personen des Privatrechts sind die GmbH, die AG, die KGaA, die 
eG, der rechtsfähige BGB-Verein und der VVaG sowie die Stiftung9. Sie alle 
sind zur Verifizierung der Hypothese daraufhin zu untersuchen, ob ihre Haf-
tungsverfassung die Alleinhaftung ihres Vermögens, also die Nichthaftung 
der Mitglieder, durch ausreichenden Gläubigerschutz kompensiert. Ausrei-
chender Gläubigerschutz in diesem Sinne liegt etwa vor, wenn das Verbands-
vermögen einen bestimmten Mindestbetrag erreichen muß und ausschließlich 
dem Zugriff der Verbandsgläubiger vorbehalten ist; wenn gesetzliche Vor-
schriften zur Aufbringung des vereinbarten Garantiekapitals verpflichten; 

7 Davon, daß mit der persönlichen Haf tung ein »Ausgleich« für fehlende Kapital-
bindung »gescha f f en« wurde, spricht etwa Reuber S. 227. In diesem Sinn auch Loukakos 
S. 62, 67, 71. Dies ist historisch unpräzise, weil (selbstverständlich) zunächst die unbe-
schränkte persönliche Haf tung stand. Die persönliche Haf tung ist also nicht der Preis für 
ein nur teilrechtsfähiges Rechtssubjekt, sondern die strikte gesetzliche Kapitalbindung in 
der juristischen Person ist der Preis für die historisch jüngere Haftungsbeschränkung auf 
das Verbandsvermögen, die erst im Zuge der Industrialisierung mit ihrem enormen Ka-
pitalsammlungsbedarf unabweisbar wurde. 

8 So B G H 21. 12. 1961 B G H Z 36, 224, 227. Vgl. auch die Nachweise unten Teil 3 § 9 
in Fn. 408. 

9 Vgl. nur John, Rechtsperson S. 115. Die dort auch genannte bergrechtliche Gewerk-
schaft ist seit 2. 1. 1986 außer Dienst gestellt, vgl. § 163 Abs. 1 Bundesberggesetz. Sie 
kannte keine Kapitalaufbringungs- und -erhaltungsregeln. Kritisch zu diesem Bruch 
»allgemeiner Rechtsprinzipien« Wiedemann, Gesellschaftsrecht I S. 519. 
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wenn andere Normen nach Möglichkeit für seinen Erhalt sorgen und wenn 
eine gewisse Publizität über seinen Umfang hergestellt werden muß10. 

1. Kapitalgesellschaften und eingetragene Genossenschaft 

Für die GmbH ist eine entsprechende Haftungsverfassung bereits dargelegt". 
Für die AG, für deren Schulden nach § 1 Abs. 1 Satz 2 AktG nur das Gesell-
schaftsvermögen haftet, ist nichts anderes festzustellen. Für sie ist nämlich 
erst recht12 in voller Schärfe der Grundsatz der realen (Garantie-)Kapitalauf-
bringung durch die Gründer und der Grundsatz der nominellen Kapitaler-
haltung nachweisbar13. Dasselbe wie für die AG gilt für die KGaA. Dies 
ergibt sich aus § 278 Abs. 3 AktG, wonach die Vorschriften über die A G 
sinngemäß auch für die KGaA gelten. Die für eine juristische Person des 
geltenden Rechts singuläre Tatsache14, daß die KGaA neben den nicht für 
ihre Verbindlichkeiten haftenden »Kommanditaktionären« mit den »persön-
lich haftenden Gesellschaftern« auch einige Mitglieder hat, die persönlich für 
ihre Schulden haften, ändert an der strikten aktienrechtlichen Bindung des 
Vermögens der KGaA nichts15. 

Ähnliches wie über die Kapitalgesellschaften läßt sich auch über die eG 
sagen, für deren Verbindlichkeiten nach § 2 GenG nur das Vermögen der 
Genossenschaft haftet16. Da die eG anders als AG und GmbH nicht kapitali-
stisch, sondern personalistisch ausgestaltet ist, hat sie zwar im Gegensatz zu 
diesen kein festes, vom Mitgliederwechsel unabhängiges Gesellschaftskapital; 
das Vermögen der Genossenschaft wird vielmehr durch den Beitritt neuer 
Genossen erhöht, durch das Ausscheiden eines Genossen vermindert (§§ 7, 
15a und 73 Abs. 2 GenG). Das Vermögen der eG unterliegt aber ebenfalls 

10 Zum »Topos« Gläubigerschutz in diesem allgemeinen Sinne vgl. HP. Westermann, 
Gläubigerschutz S. 8 und 18. 

" Vgl. soeben oben bei Fn. 6. 
12 Zum folgenden vgl. G H. Roth, Gesellschaftsrecht § 16/2, der bei der GmbH gegen-

über der AG eine »Abschwächung« der Schutzvorkehrungen konstatiert; vgl. auch G. 
Hueck, Gesellschaftsrecht §21 I und Kühler, Gesellschaftsrecht § 14 I. 

13 Bei der AG wird anders als bei der GmbH nicht nur das Garantiekapital geschützt, 
sondern das Sondervermögen insgesamt, weil alles, was nicht nach § 58 Abs. 5 AktG 
zulässige Gewinnausschüttung ist, nach § 57 Abs. 1 AktG verbotene Einlagenrückge-
währ darstellt, die nach § 62 AktG zurückzugewähren ist; vgl. hierzu Wiedemann, Ge-
sellschaftsrecht I S. 561 ff. 

14 So H P. Westermann, ZHR 144 (1980) 235 in Fn. 12. Vgl. auch John, Rechtsperson 
S. 126 ff., der auf eine bis 1933 existente Form der eG mit unbeschränkter Haftpflicht 
hinweist. 

15 Vgl. K. Schmidt, Gesellschaftsrecht § 32 III 1. 
16 Vgl. zum folgenden K. Müller, Genossenschaftsgesetz § 1 Rn. 2; §7 Rn. 9, 10 und 

68 ff. sowie §22 Rn. 3; Paulick, Genossenschaft S. 136 f. und Fabricius, Relativität 
S. 177 ff. 
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zwingenden Grundsätzen über Kapitalaufbringung und -erhaltung, was man 
etwa den §§ 7, 22 GenG entnehmen kann. Für hinreichenden Gläubiger-
schutz ist daher auch bei ihr gesorgt. 

2. BGB-Verein 

Für den rechtsfähigen bürgerlichrechtlichen Verein wird in den §§ 21 ff. BGB 
nirgendwo die Alleinhaftung des Vereinsvermögens angeordnet. Gleichwohl 
ist die Nichthaftung der Mitglieder eines rechtsfähigen Vereins ebenso zwei-
felsfrei wie bei den Kapitalgesellschaften und der eG. Denn die Haftungs-
beschränkung auf ihr Vermögen ist Funktion und Folge der juristischen Per-
son17. Über sie darf - so der BGH - keineswegs »leichtfertig und schranken-
los«, sondern nur bei Vorliegen »ganz besonderer Umstände« im Wege der 
sogenannten Durchgriffshaftung hinweggegangen werden18. 

Im Hinblick auf den Gläubigerschutz bestehen keine Bedenken gegen die 
Alleinhaftung des Vereinsvermögens. In den §§ 21 ff. BGB finden sich für den 
rechtsfähigen BGB-Verein zwar keine Kapitalbindungsvorschriften19. Hierbei 
ist aber zu beachten, daß der BGB-Verein anders als die Kapitalgesellschaf-
ten und die eG20 grundsätzlich kein zulässiger Unternehmensträger ist. Dies 
ist für den (Ideal-)Verein, der seine Rechtsfähigkeit nach §21 BGB durch 
Eintragung in das Vereinsregister erlangt, offensichtlich. Denn sein »Zweck« 
darf nicht auf einen »wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb« gerichtet sein. Er 
darf also allenfalls im Rahmen des sogenannten »Nebenzweckprivilegs« ein 
Unternehmen betreiben21. Auch dann ist er aber - eben wegen der Überla-
gerung durch Hauptzweck und Haupttätigkeit - im Rechtssinn kein unter-
nehmenstragender Verband, sondern gehört zu den nichtwirtschaftlichen 
Verbänden, für die der Gesetzgeber besondere Gläubigerschutzvorschriften, 
insbesondere Kapitalbindungsnormen, für entbehrlich erachtete22. Für den 
(Wirtschafts-)Verein, dessen (Haupt-)Zweck auf einen wirtschaftlichen Ge-
schäftsbetrieb gerichtet ist, versperrt § 22 BGB nach nahezu allgemeiner An-
sicht grundsätzlich die Rechtsform rechtsfähiger BGB-Verein23. Danach kön-

17 In diesem Sinn etwa Pawlowski, AT Rn. 124; MünchKomm/Äewier, 3. Aufl. Vor 
§21 Rn. 2 und Wieacker, FS E.R. Huber S. 358 f. und 383. 

18 BGH 8. 7. 1970 BGHZ 54, 222 und 224 für eine »Siedlungsgesellschaft« in der 
Rechtsform eines eingetragenen Vereins. 

19 Ebenso BGH 29. 9. 1982 BGHZ 85, 84, 89 und Soergel/Hadding, 12. Aufl. §§ 21, 22 
Rn. 5. 

20 Vgl. § 3 AktG für die AG; § 279 AktG für die KGaA; § 4 GmbHG für die GmbH; 
§§ 1, 3, 6 GenG für die eG. 

21 Vgl. zum Begriff des »wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs« unten Teil 3 § 7 III. 2. 
und zum »Nebenzweckprivileg« § 7 III. 3. 

22 BGH 14. 7. 1966 BGHZ 45, 395, 397 und 11. 11. 1985 BGHZ 96, 253, 256. Hierzu 
noch unten § 3 I. 3. d. und Teil 3 § 7 IV. 

23 Zur Sperrfunktion des §22 BGB vgl. eingehend unten Teil 3 § 8 II. 1. b. und §9 
II. 1. 
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nen solche Verbände die Rechtsfähigkeit als Verein durch staatliche Verlei-
hung nämlich nur erlangen, wenn es wegen besonderer Umstände für sie 
»unzumutbar« ist, sich als Kapitalgesellschaft oder als eG zu organisieren. 

3. Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit 
Juristische Person des Privatrechts ist auch der VVaG. Er ist nach § 15 VAG 
ein Verein, der die Versicherung seiner Mitglieder nach dem Gegenseitigkeits-
grundsatz betreibt und durch die Erlaubnis der Aufsichtsbehörde Rechtsfä-
higkeit erlangt. Er ist also eine, durch die §§ 1 5 - 5 3 b VAG eigens für den 
Betrieb von Versicherungsgeschäften geschaffene, Sonderform des wirt-
schaftlichen Vereins im Sinn von § 22 BGB und unterliegt dem Konzessions-
system24. Anders als das BGB für den rechtsfähigen Verein bestimmt § 19 
VAG aber für den VVaG ausdrücklich, daß für seine Verbindlichkeiten nur 
das Vereinsvermögen haftet und daß die Mitglieder den Vereinsgläubigern 
nicht haften25. 

Die Frage, ob die Rechtsform VVaG anders als der BGB-Verein grund-
sätzlich ein zulässiger Unternehmensträger ist, scheint sich in Anbetracht des 
§ 7 Abs. 1 VAG nicht zu stellen. Nach dieser Vorschrift ist der VVaG nämlich 
neben der AG die einzige privatrechtliche26 Rechtsform, der die Aufsichts-
behörde die nach § 5 Abs. 1 VAG für »Versicherungsunternehmen« erforder-
liche »Erlaubnis zum Geschäftsbetrieb« erteilen darf. Es besteht Einigkeit 
darüber, daß der Begriff »Versicherungsunternehmen«, wie er im VAG ver-
wendet wird, weit auszulegen ist und alle Rechtssubjekte erfaßt, die (auch) 
Versicherungsgeschäfte betreiben27. »Versicherungsunternehmen« im Sinn des 
VAG ist daher nach der privatrechtlichen Terminologie28 der Unterneh-
mensträger, also das Rechtssubjekt, das ein Versicherungsunternehmen be-
treibt. § 7 Abs. 1 VAG ist also so zu lesen, daß privatrechtlicher Träger eines 
erlaubnispflichtigen Versicherungsunternehmens außer einer A G nur ein 
VVaG sein kann. 

24 Die Erlaubnis zum Geschäftsbetrieb hat für den VVaG doppelte Bedeutung: Sie ist 
einmal - ebenso wie für die Versicherungs-AG - begünstigender Verwaltungsakt, der das 
generelle Gewerbeverbot aufhebt , zum anderen verleiht sie dem VVaG automatisch 
(ohne besonderen Ausspruch) die Rechtsfähigkeit; vgl. Schmidt/Frey, VAG § 15 Rn. 12. 

25 Dem § 19 VAG entnimmt die h.M., daß etwaige Satzungsbestimmungen, die eine 
(subsidiäre) Mitgliederhaftung vorsehen, von der Aufsichtsbehörde nicht genehmigt wer-
den dürfen; vgl. Kisch S. 23; GoldberglMüller, VAG § 19 Rn. 3; Schmidt/Frey, VAG § 19 
Rn. 2. 

26 Zulässig sind daneben noch »Körperschaften und Anstalten des öffentlichen 
Rechts«. Zu den öffentlich-rechtlichen Versicherungsunternehmen vgl. Reiff, LdR Grup-
pe 17 (Wirtschaftsrecht) Stichwort: Versicherungsunternehmen, S. 2 ff. 

27 So sehr klar Fahr!Kaulbach, VAG § 1 Rn. 41. In diesem Sinn aber auch Gold-
berg/Müller, VAG § 1 Rn. 5 und Schmidt/Frey, § 1 Rn. 3 und 3 a. 

28 Vgl. hierzu unten § 3 I. 1. 
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Gleichwohl enthält die Feststellung, der VVaG sei ein »unternehmenstra-
gender Verband«, keine bare Selbstverständlichkeit, sondern bedarf der Be-
gründung. Privatrechtlich ist ein »Unternehmen« ein »erweitertes Gewerbe«, 
das vor allem von dem Erfordernis der Gewinnerzielungsabsicht und dem 
Ausschluß der Freiberufler befreit ist29. Die fehlende Gewinnerzielungs-
absicht des VVaG, die nach der herrschenden und wegen § 16 Satz 1 VAG 
auch nur schwer zu bestreitenden30 Ansicht seine Kaufmannseigenschaft ver-
hindert31, steht seiner Unternehmensträgerschaft also nicht entgegen. Das für 
ein »Unternehmen« und für ein »Gewerbe« gleichermaßen erforderliche 
»Auftreten am Markt« setzt aber nach h.M. eine »werbende Tätigkeit nach 
außen« voraus32, so daß eine Tätigkeit ausschließlich auf einem »inneren 
Markt« nicht ausreichen würde. Sie liegt vor, wenn die marktgemäßen Aus-
tauschbeziehungen in mitgliedschaftsrechtliche Formen gekleidet sind33. 

Folgt man dieser herrschenden Ansicht, so heißt dies für den VVaG: Ist er 
ein »reiner« VVaG, der nur das Mitgliedergeschäft betreibt, der also nicht im 
Rahmen des §21 Abs. 2 VAG auch Nichtmitglieder gegen feste Entgelte34 

versichert, so ist er kein unternehmenstragender Verband. Denn er wird nicht 
an einem äußeren Markt tätig, sondern wendet sich nur an seine Mitglieder, 
beschränkt sich also auf den »inneren Markt«. 

Gegen die h .M. läßt sich nicht ins Felde führen, daß der VVaG nach § 7 VAG 
Träger eines »Versicherungsunternehmens« sein müsse. Denn wegen der »teleologi-
schen Determinierung« des Unternehmensbegriffs15 ist es leicht möglich, daß der 
Träger(verband) eines »Versicherungsunternehmens« im Sinn des VAG kein »unter-
nehmenstragender Verband« im privatrechtlichen Sinn ist. Das VAG hat nämlich 

29 Vgl. hierzu eingehend unten § 3 I. 1. b. 
30 Vgl. zu § 16 S. 1 VAG, wonach die Vorschriften des HGB über Kaufleute außer den 

§§ 1-7 im wesentlichen »entsprechend auch für VVaG gelten«, die bei Kisch S. 29 in Fn. 3 
abgedruckte Stelle der amtlichen Begründung: »Da der VVaG als solcher keine Gewinn-
erzielung bezweckt, . . . so gilt sein Geschäftsbetrieb nicht als Handelsgewerbe im Sinne 
des HGB«. 

31 So etwa GoldberglMüller, VAG § 16 Rn. 1; Großkomm HGBIBrüggemann, 4. Aufl. 
§ 1 Rn. 83 ff.; Kisch S. 28 f.; E. Lorenz, HdV S. 1153; Schmidt/Frey, VAG § 16 Rn. 1 und 
2. A.A. Fahr!Kaulbach, VAG § 16 Rn. 1 ff., die aber nicht - was konsequent wäre - auf 
einen gewandelten handelsrechtlichen Gewerbebegriff abstellen (vgl. die Nachweise un-
ten Fn. 116), sondern wenig überzeugend darauf, daß große VVaG heute verbal »Prä-
mien« verlangen (und weder Umlageverfahren noch Nachschußpflicht mehr kennen), so 
daß § 1 Abs. 2 Nr. 3 HGB vorliege. 

32 Vgl. Capelle/Canaris, Handelsrecht § 2 I 1 d und die Nachweise bei K. Schmidt, 
Handelsrecht § 9 IV 2b, bb. 

33 So etwa MünchKommARewier, 3. Aufl. §§21, 22 Rn. 26 m.w.N. 
34 Das Mc/;miitgliedergeschäft ist nur den »großen« VVaG möglich, also denen, die 

keine »kleineren Vereine« i.S.v. § 53 Abs. 1 S. 1 VAG sind; § 53 Abs. 1 S. 2 VAG und 
hierzu E. Lorenz, HdV S. 1157. Kleinere VVaG sind also stets »reine« VVaG. 

35 Vgl. hierzu unten § 3 I. 1. bei Fn. 98. 
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andere Schutzzwecke. Es will die Belange aller Versicherten schützen. Es m u ß daher 
auch solche Versicherungsverhältnisse erfassen, die in der Mitgliedschaft in einem 
VVaG gründen36. 

Gleichwohl ist die h .M. jedenfalls für die »großen« VVaG zweifelhaft. Denn der 
Sache nach treten diese Vereine gegenüber den Versicherten ebenso als kommerzielle 
Anbieter auf wie die mit ihnen konkurrierenden AG. Der von ihnen gewährte Ver-
sicherungsschutz hat mehr den Charakter einer Leistung aufgrund Austauschver-
trags als aufgrund Vereinsmitgliedschaft37. All dies zeigt sich nicht zuletzt daran, 
daß viele Versicherte überhaupt nicht wissen, ob sie Vertragspartner einer A G oder 
Mitglied eines VVaG sind38. Es spricht also viel dafür , auch die »reinen« großen 
VVaG als »unternehmenstragende Verbände« im privatrechtlichen Sinn anzuse-
hen39. 

A u c h auf der Grundlage der h .M. , die ein Auftreten am äußeren Markt 
verlangt, kann ein VVaG freilich »unternehmenstragender Verband« sein. 
D e n n es ist unbestritten, daß ein »gemischter« (großer) VVaG, der gem. § 21 
Abs . 2 V A G gegen feste Entgelte auch Nichtmitglieder versichert, Träger ei-
nes Unternehmens im privatrechtlichen Sinn ist. N a c h § 1 Abs. 2 Nr. 3 H G B 
ist er sogar Vollkaufmann, also Träger eines vol lkaufmännischen Unterneh-
mens, und zwar nach h .M. einheitlich für das gesamte Versicherungsgeschäft 
einschließlich der Mitgliederversicherung4 0 . 

N a c h allem ist festzuhalten: Jedenfalls der »gemischte (große) VVaG« ist 
zulässiger Unternehmensträger. D a die Haf tung der Vereinsmitglieder für die 
Schulden des VVaG zwingend ausgeschlossen ist, müßte nach der zu prüfen-
den Hypothese das Vermögen des VVaG - ähnlich wie das der Kapitalgesell-
schaften und der e G - strikt gesetzlich gebunden sein. Dies ist zu bejahen. 
Zur »Wahrung der Belange der Versicherten« und zur »Sicherstellung der 
dauernden Erfüllbarkeit der (Versicherungs-)Verträge« läßt sich sogar ein be-

36 Nach § 20 VAG setzen sich Mitgliedschaft in einem VVaG und Versicherungver-
hältnis gegenseitig voraus und haben in einem einheitlichen Rechtsakt ihre Grundlage; 
vgl. hierzu Dreher S. 51 f. m.w.N. in Fn. 113 und 116. 

37 In diesem Sinn Fahr/Kaulbach, VAG Vor § 15 Rn. 4: »Keine Sonderstellung«; »Kein 
Sonderverhalten am Markt«. Zur »Angleichung« von Versicherungs-AG und VVaG vgl. 
£ Lorenz, ZVersWiss 1984, 372 ff. und Schmidt/Frey, VAG § 15 Rn. 2. 

38 Vgl. hierzu K. Schmidt, Gesellschaftsrecht § 42 I 2. Dies ist auch verständlich, denn 
die Versicherten sind fast ausschließlich an günstigem und sicherem Versicherungsschutz 
interessiert, nicht an bestimmten »Wertphilosophien«, die in der Rechtsform des Versi-
cherungunternehmens Ausdruck finden; vgl. Reiff, LdR Gruppe 17 (Wirtschaftsrecht) 
Stichwort: Versicherungsunternehmen, S. 4. Zwischen der Beitragshöhe eines VVaG und 
der Prämienhöhe einer Versicherungs-AG gibt es indes keine rechtsformbedingten sig-
nifikanten Abweichungen; vgl. E. Lorenz, HdV S. 1151. 

39 Ahnliche Argumentation - aber nicht für die VVaG, sondern allgemein für (wirt-
schaftliche) Vereine - bei Baumbach/Hopt, § 1 Rn. 2 und K. Schmidt, Handelsrecht § 9 IV 
2b, bb. 

40 In diesem Sinn etwa GoldberglMüller, VAG § 16 Rn. 1 a.E.; Großkomm 
HGBI Brüggemann, 4. Aufl. § 1 Rn. 85; Kisch S. 28; E. Lorenz, HdV S. 1153. 
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sonde r s e f fek t iver G l ä u b i g e r s c h u t z d u r c h ex t rem s t renge » A n f o r d e r u n g e n a n 
die K a p i t a l a u s s t a t t u n g « feststellen4 1 . 

Im einzelnen gilt: §22 Abs. 1 VAG ordnet an, daß die Satzung eines VVaG die 
Bildung eines Gründungsstocks vorzusehen hat42. Er soll in den Anfangsjahren die 
Kosten der Gründung und die der Einrichtung des Betriebs sowie die laufenden 
Betriebskosten decken. Als »antezipierte Verlustrücklage«43 hat er aber auch die 
Funkt ion, ein »Gewährstock« für die Vereinsgläubiger zu sein44. Nach § 37 VAG 
muß die Satzung eines VVaG bestimmen, daß zur Deckung eines außergewöhnli-
chen Verlustes eine Verlustrücklage zu bilden ist, welche Höhe sie erreichen soll und 
welche Beträge ihr jährlich zuzuführen sind45. Gründungsstock und Verlustrücklage 
sind über § 22 Abs. 4 VAG miteinander verknüpft . Danach darf die Tilgung des 
Gründungsstocks, also die Rückzahlung der von den Garanten gestellten Mittel, 
nur aus den Jahreseinnahmen und nur insoweit erfolgen, als die nach § 37 VAG zu 
bildende Verlustrücklage anwächst46. Außerdem schreibt § 53c Abs. 1 VAG für alle 
Versicherungsunternehmen unabhängig von ihrer Rechtsform vor, daß sie »freie 
unbelastete Eigenmittel« mindestens in Höhe einer »Solvabilitätsspanne«47 bilden 
müssen, und daß ein Drittel davon als Garantiefonds gilt; nach Abs. 3 sind beim 
VVaG namentlich Gründungsstock und Verlustrücklage Eigenmittel im Sinne des 
Abs. 1. Die aufgrund der Ermächtigung in § 53c Abs. 2 VAG erlassene Kapitalaus-
stattungs-Verordnung enthält detaillierte Vorschriften über die Bemessung der 
Höhe der Solvabilitätsspanne und Mindestbeträge für den Garantiefonds4 8 . Werden 
die erforderlichen Eigenmittel nicht zusammen mit dem Antrag auf Erlaubnis zum 
Geschäftsbetrieb nachgewiesen (§ 5 Abs. 2 und 4 VAG), so muß die Aufsichtsbe-
hörde die Erlaubnis versagen (§ 8 Abs. 1 VAG). Nach § 81b VAG schließlich kann 
die Aufsichtsbehörde einschreiten, wenn die Eigenmittel des Versicherungsunter-
nehmens unter die Solvabilitätsspanne oder gar unter die Höhe des Garant iefonds 
herabsinken49. 

41 Vgl. §§ 5 Abs. 4 S. 4, 8 Abs. 1 Nr. 3, 53c Abs. 1, 81 Abs. 1 S. 2, 81a S. 2 VAG. 
42 Eine bestimmte Höhe schreibt § 22 VAG nicht vor; es gelten aber § 53c VAG und 

§ 2 Kapitalausstattungs-VO, vgl. hierzu sogleich im Text. Zu den Anforderungen an die 
Außringung des Gründungsstocks vgl. Schmidt/Frey, VAG § 22 Rn. 7 ff. 

43 Vgl. Kisch S. 251. 
44 Neben vielen Unterschieden weist der Gründungsstock auch viele Ähnlichkeiten 

mit dem Grundkapital einer AG auf; vgl. Kisch S. 261 f. 
45 Zur Mindest- und Höchstgrenze vgl. Schmidt/Frey, VAG § 37 Rn. 5 und 6. 
46 Vgl. hierzu Schmidt/Frey, VAG § 22 Rn. 23. 
47 Zum Begriff der »Solvabilitätsspanne« vgl. GoldberglMüller, VAG § 53c Rn. 4; zu 

den »freien unbelasteten Eigenmitteln« vgl. Fahr/Kaulbach, § 53c Rn. 7. 
48 Vgl. § § 1 , 2 der VO vom 13. 12. 1983 BGBl I S. 1451, neugefaßt durch VO vom 

24. 7. 1990 BGBl I S. 1511; abgedruckt bei Schmidt/Frey, VAG Nachtrag zur 10. Aufl. 
Anh. 6. 

49 Die Aufsichtsbehörde kann nach § 81 b Abs. 1 VAG die Vorlage eines »Solvabili-
tätsplans« und nach § 81b Abs. 2 VAG eines »Finanzierungsplans« verlangen; vgl. hierzu 
Schmidt!Frey, VAG § 81b Rn. 2 und 3. 
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4. Stiftung 

Juristische Person des Privatrechts ist schließlich noch die rechtsfähige Stif-
tung nach § 80 BGB. Sie ist eine nicht aus einem Personenverband bestehen-
de Verwaltungsorganisation, die einen durch das Stiftungsgeschäft bestimm-
ten Zweck mittels ihres hierzu dauernd gewidmeten Vermögens verfolgt und 
durch staatliche Genehmigung Rechtsfähigkeit erlangt50. 

Betreibt die Stiftung selbst ein Unternehmen, so haftet für die hieraus 
entstehenden Verbindlichkeiten ausschließlich das Stiftungsvermögen. Dieser 
in der Praxis äußerst seltene Fall51 einer sogenannten unmittelbaren Unter-
nehmensträgerstiftung1'2 ist unter Gläubigerschutzgesichtspunkten bedenklich, 
weil die Stiftung anders als die Kapitalgesellschaften keine Kapitalaufbrin-
gungs- und -erhaltungsvorschriften erfüllen muß53. Es ist daher nicht ver-
wunderlich, daß man darüber streitet, ob eine Unternehmensträgerstiftung 
unbedenklich genehmigt werden kann54, oder ob in Analogie zu § 22 BGB die 
Stiftung zu diesem Zweck grundsätzlich gesperrt ist55, eine Genehmigung also 
nur erteilt werden darf, wenn sich das Stiftungsvorhaben nicht anderweitig, 
das heißt unter Verwendung handelsvereinsrechtlicher Organisationsformen, 
durchführen läßt56. 

50 Vgl. etwa Staudinger/Coing, 12. Aufl. Vor § 80 Rn. 1 und Kubier, Gesellschaftsrecht 
§12 1 1. 

51 Paradefall ist die 1889 gegründete Carl-Zeiss-Stiftung; die Bekl. in BGH 8. 7. 1982 
BGHZ 84, 352. Zu ihr eingehend Wiederhold S. 50 ff. Sie ist nach Goerdeler, NJW 1992, 
1488 heute in Deutschland »die einzige bedeutende unmittelbare Unternehmensträger-
stiftung«. Vgl. auch Rawert S. 28: »seltene Erscheinung«. Praxis-Beispiele in seiner 
Fn. 95. Reuber S. 46: »verschwindend gering«; »Tendenz geht dahin, bestehende unmit-
telbare Unternehmensträgerstiftungen durch Zwischenschaltung von Kapitalgesellschaf-
ten zu mittelbaren zu machen«; Reuter, DWiR 1991, 199 nach Fn. 58; SoergellNeuhoff, 
12. Aufl. Vor § 80 Rn. 72: »selten«. 

52 So die Terminologie der Unternehmensrechtskommission, Bericht Rn. 933, die dar-
unter allerdings auch den Fall faßt, daß die Stiftung Mitglied einer OHG oder Kom-
plementär einer K G ist. Rawert S. 24 spricht daher dann, wenn die Stiftung Einzelun-
ternehmerin ist, von »eigentlicher Unternehmensträgerstiftung«. 

53 Vgl. nur Kronke S. 86 f. und 208 f., der de lege ferenda die Einführung solcher 
Normen in Anlehnung an die Kapitalgesellschaften empfiehlt. 

54 So die h.M., vgl. nur Flume, Juristische Person S. 133 f. und 137; Kronke S. 357 f.; 
Palandtl Heinrichs, Vor §80 Rn. 11; Soergell Neuhoff 12. Aufl. Vor § 80 Rn. 11 und 70; 
Staudingerl Coing, 12. Aufl. Vor § 80 Rn. 12. Vgl. aber auch die rechtspolitischen Beden-
ken und de-lege-ferenda-Vorschläge bei Flume, Kronke und Coing a.a.O. Vgl. auch Wie-
derhold S. 120 ff. und die Unternehmensrechtskommission Rn. 933a ff. - Nach § 1 Abs. 2 
des österr. Privatstiftungsgesetzes von 1993 darf eine Privatstiftung keine gewerbsmäßige 
Tätigkeit ausüben, die über eine bloße Nebentätigkeit hinausgeht; vgl. hierzu Stengel, 
RIW 1993, 819 und Scholtissek, RIW 1994, 939. 

55 Zur »Sperrfunktion« des § 22 BGB vgl. oben unter 2. a.E. 
56 So namentlich Reuter, DWiR 1991, 198 f. und in MünchKomm 3. Aufl. Vor § 80 
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- Gemeinschaf tspraxis 322, 324, 326 
- Haf tungsbeschränkung 325 f., 328 f. 
- N ä h e zur O H G 330 f. 
- obligatorische Haftpfl ichtversiche-

rung 326 ff. 
- Sozietät 169, 171, 178, 184, 322 f., 

324 ff., 327 ff., 336 f., 343 f. 
- vertragliche Gesamtschuld 324 f., 

327 
Freier Beruf 22, 24, 237, 322, 335 ff. 
- Auffangklause l 24, 336 

G e f ä h r d u n g s h a f t u n g 147 f., 156, 193, 
316 f., 326 

Gesamthandsgesel lschaf t 29 f., 160 f., 
165, 180, 247, 290 f., 331, 335 

Gesamtrechtsnachfolge 36, 249 ff., 260 
- Erlöschen des Rechts trägers 252 
- gesetzliche A n o r d n u n g 253 f. 
- Personengesellschaften 253 ff. 
- teilweise Nachfolge 252 
- Tod des Menschen 253 
- Ü b e r n a h m e einer O H G 254 
- ungeteilte Nachfo lge 251 f. 
Gesellschaft 55 ff., 161 f .„siehe auch 

Gesellschaft bürgerlichen Rechts 
Gesellschaft bürgerlichen Rechts 

( G b R ) 16 ff., 29 f., 32, 56 ff., 122 ff., 
125 ff., 150 f., 157, siehe auch unter-
nehmenst ragende Gesellschaft bür-
gerlichen Rechts 

- einheitliche Haf tungsver fassung 
165, 167, 173 

- Entstehungsgeschichte 290 f., 311 ff. 
- Geschäf t s führe r 176 
- Ideal-Gesellschaft 71, 123 f. 
- Rechtssubjekt ivi tät 29 f., 32 f., 166, 

174, 247, 291, 303 
- Regelungslücke bei Gesellschafter-

ha f tung 220 ff., 289 ff., 302 
- schlicht zivilistische Gesellschaft 

161, 165, 235 
- Stille Gesellschaft des bürgerlichen 

Rechts 30 f., 165 
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- Universal rechtsform 19, 160 
Genossenschaf t , siehe Eingetragene 

Genossenschaf t 
Gesellschaft mit beschränkter H a f t u n g 

( G m b H ) 1 ff., 12 f., 34 ff., 45 f., 109, 
111, 255, 260, 317, 322 f. 

- I d e a l - G m b H 111 
- V o r - G m b H siehe dor t 
Gewerbe 7, 21 ff., 162, 202, 205, 237, 

296 f., 322, 331, 335 ff. 
- Abgrenzung vom Freien Beruf 24, 

237, 331, 335 ff. 
- Gewinnerzielungsabsicht 7, 22 
- handelsrechtl icher Gewerbebegriff 

21 f., 24, 297 
Gewerbe-Unfall-Versicherungsgesetz 

205 f. 
Gläubigerschutz 3 ff., 9 ff., 34, 43 f., 

51 f., 83 ff., 104 f., 121, 261, 313 ff., 
327 ff. 

- Abhängigkei t von der G r ö ß e des Un-
te rnehmens 310 

- Preis fü r Haf tungsbeschränkung 
51 f., 317 

Gleichheitssatz 223, 282 ff., 295 f., 
299 ff. 

Grundhande l sgewerbe 22, 42, 82 ff., 
163 f., 224 ff., 238, 240 f., 334 

Gütergemeinschaf t 27 f., 29 

Haf tpf l ichtvers icherung 317 f., 326 ff., 
341, 343 f. 

Haftpf l ichtversicherungspfl icht 326 ff., 
341, 343 f. 

Haf tungsaussch lußvere inbarung 38, 
43 f., 152, 175 f., 178 ff. 

Haf tungsbeschränkung 1 ff., 43 f., 
51 f., 93, 96 ff., 104 f., 110, 168 ff., 
176, 178 f., 302 ff., 305 f., 309, 325 f., 
329 f., 338 f., 340 ff., 343 f. 

Haf tungserwei terung 150 f., 156 f. 
Haf tungshöchs tgrenze 343 f. 
Handelsgewerbe, 22 f., 64 ff., 69 ff., 

162 ff., 231 ff., 281, 334, siehe auch 
Gewerbe und Grundhande lsgewerbe 

Handelsregister 84 f., 87 f., 162 ff., 
189 f., 219 f., 231 ff., 241 ff., 266 ff., 
280 ff. 

- fehlende Voreintragung 266 f. 

- negative Publizität 267 
- Rechtsscheinsschutz 267 ff., 272, 

276, 278 
- Wahlrecht 266, 269 f. 
Handelsregis terzwang 189 f., 208, 

219 f. 
Handwerkl iches Un te rnehmen 286, 

296 
H a n d e l n d e n h a f t u n g 34 f., 101, 115 ff., 

309 

Idealverein 5, 31, 53, 57, 61 ff., 77 f., 
122 ff., 143, 149, 309, siehe auch 
Nichtrechtsfähiger Idealverein und 
Rechtsfähiger Idealverein 

- un te rnehmens t ragender Idealverein 
31, 77 f., 308 f. 

Innengesellschaft 30 f., 37, 160 f., 165 

Juristische Person 1 f., 3 ff., 32 ff., 
55 f., 130 f., 137 ff., 147, 149, 247, 
335 

- N ich tha f tung der Mitglieder 3 f., 5, 
130 f., 139 f., 149 

K a n n k a u f m a n n 297 f. 
K a n n k a u f m ä n n i s c h e Gesellschaft , siehe 

land- und forstwirtschaft l iche G b R 
Kaufmänn i sche r Geschäf tsbet r ieb 23, 

65, 186 ff., 231 ff., 240 ff., 280 f f„ 
283 ff., 296 ff., 299 ff. 

- G e s a m t b i l d 188, 286 f. 
- G r ö ß e des Un te rnehmens 285 ff., 

310 f. 
- Komplizierthei t des Geschäf t sab-

laufs 284 ff., 300 f., 310 
Kaufmannsbegr i f f 23, 68, 71, 74, 202 
Kap i t a l au fb r ingung 1 f., 3 ff., 134, 

141 ff., 193, 262, 314, 
- Vorschriften 2, 4 f., 9, 34 
Kapi ta le rha l tung 1 f., 3 ff., 44, 134, 

141 ff., 193, 262, 314 
- Vorschriften 2, 4 f., 9, 12 f., 34, 44 
Kleingewerbliche Gesellschaft bürgerli-

chen Rechts 164, 185, 233, 296 ff. 
- Ähnlichkeit zur O H G 319 ff. 
Kommandi tgesel lschaf t ( K G ) 12 f., 29, 

32, 39 f., 44, 52, 82 ff., 224 ff., 249, 
259 f., 308 f., 322, 334, 335 f., 340 
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- beschränkte H a f t u n g 39, 44 
- G r u n d h a n d e l s - K G 84 
- H a f t u n g vor Ein t ragung 84 f. 
- Haf tungsver fassung 39 f., 44, 84 f., 

87 f., 
- P u b l i k u m s - K G 91 
- Rechtssubjekt ivi tät 29, 32 
Kommandi tgesel lschaf t auf Akt ien 

( K G a A ) 3 f., 46, 130 f., 135, 137 ff., 
143, 149 

Konst i tu t ive Ein t ragung 186, 198, 208, 
221, 232, 236, 242, 280 f., 337 f. 

Land- und forstwirtschaft l iche G b R 
164, 185, 233 f., 242, 296 ff. 

Leis tungskondikt ion 170 ff., 181 f., 
315 f. 

Minde rkaufmänn i sche Gesellschaft bür-
gerlichen Rechts 163 f., 185, 202, 
224 ff., 296 ff. 

- Ähnlichkeit mit O H G 292 ff. 
- fehlende Publizität der U m w a n d -

lung 239 ff. 
- Haf tungss ta tu t 279 ff., 288 ff. 
- heimliche U m w a n d l u n g 239 ff., 

243 f., 264 ff. 
- mündl iche Bürgschaft 264 f., 267, 

271 
- Schr i f t formerfordernis der Bürg-

schaft 265 f. 
- Selbstschuldnerische Bürgschaft 266 
- ungewisser Umwandlungsze i tpunk t 

243 f., 264 ff. 
M i n d e r k a u f m a n n 95, 199, 207, 265, 

269 ff., 284 f., 286 f. 
- Minderkaufmannse igenschaf t von 

Verein/Gesellschaft 95, 265 
- R e f o r m 202 f., 286 
- Schutzzweck der Sonderbes t immun-

gen 270 
Minderkaufmannsgese l l schaf t , siehe 

Minderkaufmänn i sche G b R 
Mitunternehmergesel lschaf t bürgerli-

chen Rechts, siehe unternehmenst ra-
gende G b R 

M u ß k a u f m a n n 202 

Nachträgl iche Rechtsformverfehlung, 
siehe Rechts formverfeh lung 

Nebenzweckprivi leg 5, 31, 62 ff., 72 ff., 
77 f., 79 

- Material ien 72 f. 
- Minderkaufmannspr iv i leg 64 
- relative Kriterien 72 ff. 
- spezialgesetzliche Größenkr i te r ien 

73 ff. 
Nichtgewerbliche unternehmenst ragen-

de G b R 164, 185, 235 f., 321 ff., sie-
he auch Freiberufl iche G b R 

Nichtrechtsfähiger Idealverein 31, 53, 
61 ff., 77 f., 95 ff., 107 f., 110, 116 f., 
122 ff., 143, 149 f., 308 f. 

- Haf tungss ta tu t 77 f. 
Nichtrechtsfähiger Wirtschaftsverein 

29, 33, 53 ff., 79 ff., 95 ff., 161 f., 191, 
193 f., 307, 310, 319 

- Begrenzung auf unternehmenst ragen-
de Vereine 64 f. 

- D e l i k t s f ä h i g k e i t 101 f., 136 f. 
- Haf tungsver fassung 79 ff., 95 ff. 
- H a n d e l n d e n h a f t u n g 101, 115 ff. 
- Kleingewerbetreibender 9 5 , 1 1 2 
- M i n d e r k a u f m a n n 95, 112 
- nichteingetragener So l lkaufmann 

95, 112, 191, 193 f. 
- Rech t s fo rmzwang in O H G 79 ff., 

93 f. 
- Selbstorganschaft 117 f. 
- Unte rnehmens t räger 62, 64 f., 119 
- vol lkaufmännischer Wirtschaftsver-

ein 79 ff. 
Nichtrechtsfähigkei t 32 f., 55 
- Rechtssubjektqual i tä t 28 f., 32 f. 

Obligatorische Ein t ragung 163, 203, 
206 ff. 

- Entstehungsgeschichte 207, 208 
Obligatorische Haftpf l ichtvers icherung, 

siehe Haftpf l ichtversicherungspfl icht 
Offene Handelsgesellschaft ( O H G ) 38, 

45 ff., 79 ff., 224 ff. 
- A u f f a n g f u n k t i o n 46, 80 
- Auf lösung 234, 252 f. 
- Beschränkung der persönlichen Ge-

sel lschaf terhaf tung 38 
- deliktische Schulden 38, 144 f. 
- Erlöschen der F i rma 232, 236, 266 
- gewollte Mi tun te rnehmerschaf t 88 f. 
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- Grundform 46 
- Grundhandels-OHG 231 f., 238, 

239 f., 241 
- Haftungsverfassung 38 
- Innenverhältnis 89 ff. 
- kraft Eintragung 162 f. 
- Rechtssubjektivität 29, 32, 247 
- Rechtsformzwang, siehe dort 
- Übernahme einer OHG 254 f. 
- Umwandlung in KG 249 
Ordnungsstrafe 213, 219 
Ordnungswidrigkeit 211, 212 f. 
Österreich 10, 22, 28, 54, 72, 104, 161, 

184, 188, 190 f., 239, 252 f., 254 f., 
288, 334, 337 

- Abgrenzung zwischen OHG und 
GbR 239 

- Anzahl unternehmenstragender 
GbR 161 

- Eingetragene Erwerbsgesellschaft 
334, 337 

- Freier Beruf 22 
- Gesamtrechtsnachfolge 252 f. 
- Gewerbebegriff 22 
- kaufmännischer Geschäftsbetrieb 

188 
- Nebenzweckprivileg 72 
- Subsidiarität des Wirtschaftsvereins 

104 
- Übernahme einer OHG 254 f. 
- Unternehmensbegriff 22 
- unternehmenstragende GbR 161, 

184 

Partenreederei 29, 32, 40 ff., 44 f. 
Partnerschaft 29, 32, 151 ff., 164, 310, 

322 f., 329, 330 f., 333 ff. 
- Abgrenzung von der GbR 164, 

337 f. 
- Abgrenzung von der OHG 335 f. 
- Begriff 334 f. 
- Haftungshöchstgrenze 343 f. 
- Haftungskonzentration durch AGB 

151 ff., 329, 341 ff. 
- Haftungsverfassung 338 ff. 
- Partnerschaftsregister 337 f. 
- Rechtsnatur 334 
- Schäden wegen fehlerhafter Berufs-

ausübung 340 ff. 

Partnerschaftsgesellschaftsgesetz 32, 
151 ff., 322 f., 330 f., 333 ff. 

- Referentenentwurf 151 ff., 333, 341, 
343 

- Regierungsentwurf 333 
Personenhandelsgesellschaft 37 ff., 

65 ff., 120, 123, 162 ff., 224 ff., 230 f., 
260 ff., 277, 290 ff., 322 

Posener-Vereinsbäckerei-Entschei-
dung 54, 79, 80 

Produkthaftung 148, 310 f., 318 
- Beweislastumkehr 310, 318 
Publikumsgesellschaften 46, 58 f., 91 f. 

Rechtsfähiger Idealverein 5, 31, 55, 
I i i . , 79, 139 f., 149, 308 f. 

Rechtsfähiger Wirtschaftsverein 5 f., 
33, 55, 80, 85 f., 94, 104 f., 114 f., 
136 f., 139 f., 149 

- Druckfunktion 105, 115 
- Sperre der Rechtsform 86 f., 104 f. 
- Sperrfunktion 80, 99, 104, 122 
- Subsidiaritätsgrundsatz 80, 86 
Rechtsformverfehlung 
- nachträglich 45, 225 ff. 
- ursprünglich 45 ff., 90, 225 
Rechtsformzwang 27, 46 ff., 59, 79 ff., 

82 ff., 88 ff., 106, 225 ff., 337 
- in die KG 82 ff., 
- in die OHG 49 ff., 59, 79 ff., 88 ff., 

93 f., 225 ff. 
Rechtsgeschäftliche Umwandlung, sie-

he Formwechsel 
Rechtsscheinhaftung 49 f., 168, 192, 

228, 306 
Rechtssicherheit 50, 61, 163, 228 f., 

237, 279 ff., 287 f., 295 
- Folgen aus der Abgrenzung von Ge-

sellschaft und Verein 61, 161 f. 
- haftungsrechtliche Folgen für die 

minderkaufmännische GbR 279 ff., 
287 f., 295 

Rektorfall 87 f. 

Schutzgesetz 204 ff. 
- Angemessenheit des Individual-

rechtsschutzes 213 ff. 
- Anmeldepflichten des HGB 205 ff. 
- Bilanzierungsvorschriften 205 
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- Buchführungspf l ichten 205 
- Entstehungsgeschichte als Erkennt -

nismittel 217 ff. 
- historischer Gesetzgeber 212 f. 
- individueller Schadensersatzan-

spruch 215 f. 
- individueller Unter lassungsan-

spruch 215 f. 
- Leitbild des Strafgesetzes 211 ff. 
- Ordnungswidr igkei t 212 f. 
- Schutznormqual i tä t 209 f. 
Schweiz 190, 219 
- Handelsregis tereintragung 219 
- Handelsregis tereintragung von Amts 

wegen 190 
Sollhandelsgesellschaft bürgerl ichen 

Rechts 164, 186 ff., 233 f., 297 f., 
338 

- Ähnlichkeit mit O H G 222 f. 
- Gesetzeslücke 220 f. 
- R e f o r m 202 
So l lkaufmann 95, 187, 189 f., 198 f., 

202 f., 207 f., 212, 218, 221 f., 268, 
- so l lkaufmännische Gesellschaft 65, 

71, 119, 195, 202 f., 233 f., siehe auch 
Sol lhandels-GbR 

- so l lkaufmännischer Verein 95, 113, 
191, 193 f. 

Steuerschulden 172 f., 315 f. 
- H a f t u n g der Gesellschafter einer 

G b R 172 f., 315 f. 
St i f tung 10 f. 
- unmit te lbare Unternehmenst räger -

s t i f tung 10 
Stille Gesellschaft 30 f., 37, 165 
- Stille Gesellschaft bürgerlichen 

Rechts 30 f., 165 
Subjektlose Rechte 250 f. 

Typus 24, 37, 46, 55, 57 ff., 60 ff., 78, 
93 f., 185 f., 321 

U m w a n d l u n g 
- , formwechselnde, siehe Formwechsel 
- , über t ragende 254 ff., 260 
U m w a n d l u n g zwischen G b R und 

O H G 48, 90 f., 224 ff., 279 ff., 
298 ff., 320 

- Ände rung des Gesellschaftszwecks 
234 ff., 238, 241, 298 f. 

- Auf lösung 234 
- Auswirkung auf die Gesellschafter-

ha f tung 259 ff., 279 ff., 288 ff. 
- Außenwi rkung 257 ff. 
- Dogmat ik 244 ff. 
- eingetragene O H G 231 ff. 
- heimliche U m w a n d l u n g 224 ff., 

239 f., 241 ff., 243 f., 264 ff. 
- Identi tät des Rechts trägers 246 
- natürl iche Publizität 237 f. 
- nichteingetragene O H G 238 ff. 
- Publizität 230 ff. 
- Sch rumpfung der Grundhande l s -

O H G 231 f., 239 f. 
- Sch rumpfung der sonstigen O H G 

233 
- unrichtige Löschung der sonstigen 

O H G 233 f. 
- Wachs tum einer minde rkaufmänn i -

schen G b R 241 f. 
- Wachstum einer sonstigen gewerbli-

chen G b R 242 
- Zei tpunkt 243 f., 264 ff. 
Universalsukzession, siehe Gesamt-

rechtsnachfolge 
Unrechtsverkehr 48, 163, 228, 232, 

276, 279 
Unte rnehmen 1, 7, 19 ff., 236 f., 330 f. 
- Differenzierungen nach der G r ö ß e 

69 f., 71, 105, 283, 285 f., 310 f., 340 
- n ichtvol lkaufmännisches Unterneh-

men 95 
- privatrechtlicher Unternehmensbe-

griff 20 ff. 
- vol lkaufmännisches Unte rnehmen 

37 
Unternehmens t räger 21 ff., 28 ff., 32, 

34, 41, 62, 64 f., 77 f., 119, 159 ff. 
Unte rnehmens t ragende G b R 16 f., 

29 f., 61, 112 f., 150 f., 159 ff., 337 f. 
- Anzahl 161 
- eigenständiges Haf tungss ta tu t 

183 ff. 
- Gläubigerschutzerfordernisse 313 ff. 
- Haf tungsrecht l iche Gle ichbehand-

lung mit nichtrechtsfähigem Wirt-
schaftsverein 61, 161 f., 185, 319 

- K G b R 184 f. 
- Subtypen 163 f., 185 f. 
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- Zweck 230, 234 ff., 238, 241, 299, 
307, 330 

Ursprüngl iche Rechtsformverfehlung, 
siehe Rechts formverfehlung 

Verband 25 ff. 
- n ichtunternehmerischer Verband 31, 

77 f. 
- privatrechtl icher Verbandsbegriff 

25 f. 
- un te rnehmens t ragender Verband 

28 ff. 
Verein 5 f., 55 ff., 161 f., siehe auch 

Idealverein, Wirtschaftsverein, nicht-
rechtsfähiger Idealverein, nicht-
rechtsfähiger Wirtschaftsverein, 
rechtsfähiger Idealverein und rechts-
fähiger Wirtschaftsverein 

- begriffliche Abgrenzung 55 ff. 
- , kleingewerblicher 95, 113 
- , minderkaufmännischer 95, 113 
- , so l lkaufmännischer 95, 113, 191, 

193 f. 
- typologische Abgrenzung 57 ff. 
- vol lkaufmännischer 78 ff. 
Verschmelzung 34, 254 
Versicherungsunternehmen 6 f. 
Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit 

(VVaG) 6 ff., 73 ff., 104 
- »gemischter« VVaG 8 
- »reiner« VVaG 7 
Vol lkaufmann 8, 35, 42, 63, 74, 196 ff., 

205, 207 f., 221 f., 232, 235, 240, 
265 ff., 268 ff., 284 ff., 

- Abgrenzung 37, 162 ff., 187 ff., 
231 ff., 280 ff., 284 ff., 335 ff. 

Vol lkaufmännische Gesellschaft 37 ff., 
70 f., 106, 162 ff., 186, 224 ff., 284 ff., 
334, 336 f. 

Vol lkaufmännischer Verein 78 ff. 
- Rech t s fo rmzwang in die O H G 

79 ff., 88 ff., 93 f. 
V o r - G m b H 33 ff., 116 f., 309 
Vorgesellschaft 33 ff., 308 f. 
- »unechte« Vorgesellschaft 36 
Vorverein 33 

Wettbewerbsverbot 199 
Wirtschaft l icher Geschäf tsbet r ieb 5 f., 

63 ff., 73, 100, 107 
- Entstehungsgeschichte 66 f. 
Wirtschaftsverein 5 f., 33, 53 ff., 307, 

siehe auch Nichtrechtsfähiger Wir t -
schaftsverein und Rechtsfähiger 
Wirtschaftsverein 

- gewollte Mi tun te rnehmerschaf t 88 f. 
- objektive Abgrenzung 63 f. 
- teleologisch-typologische Abgren-

zung 61 ff. 
Wir tschaf tsverfassung 18, 121 
Wirtschaftsverfassungsrecht 15 f., 18, 

81, 99, 102, 121, 145 

Zweck unternehmenst ragender Gesell-
schaf ten 230, 234 f., 238, 239, 241, 
298 f., 307, 330 
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5/342 

BGH 13.07.1967 BGHZ 48, 203 4/506 
BGH 25.03.1968 BB 1968, 770 7/143 
BGH 09.07.1968 BGHZ 50, 307 4/506 
BGH 11.07.1968 BGHZ 50, 325 5/264, 

434 
BGH 24.10.1968 BGHZ 51, 30 7/212 
BGH 26.11.1968 BGHZ 51, 91 4/744 
BGH 08.07.1970 BGHZ 54, 222 7/18, 

31425, 467 
BGH 21.12.1970 BGHZ 55, 267 4/550 
BGH 10.05.1971 WM 1971, 1198 

5/197, 4/50, 360, 417, 452, 523 
BGH 06.07.1971 BGHZ 56, 355 4/813, 

816, 819, 830 
BGH 11.10.1971 WM 1971, 1451 2/7, 

5/488 

BGH 29.11.1971 WM 1972, 21 5/197 
BGH 13.07.1972 BGHZ 59, 179 4/28, 

103, 178 
BGH 24.11.1972 VersR 1973, 231 

41813 
BGH 14.12.1972 WM 1973, 863 4/498 
BGH 29.03.1973 BGHZ 60, 324 7/63, 

65, 66 
BGH 25.06.1973 BGHZ 61, 59 4/50, 

56, 178 
BGH 15.10.1973 BGHZ 61, 338 4/62, 

66, 68, 70 
BGH 14.05.1974 NJW 1974, 1371 

5/501 
BGH 26.11.1974 NJW 1975, 533 4/62, 

79 
BGH 09.12.1974 WM 1975, 99 4/360, 

419, 452, 455, 458, 526 
BGH 04.07.1975 VersR 1975, 1029 

4/813 
BGH 10.07.1975 BGHZ 65, 79 7/149 
BGH 30.04.1976 BGHZ 66, 354 4/248 
BGH 08.06.1976 BGHZ 66, 388 4/248, 

303, 304, 307 
BGH 14.06.1976 WM 1976, 1053 

5/197, 41360, 452, 545 
BGH 24.11.1976 BGHZ 67, 359 5/486, 

487 
BGH 25.01.1977 NJW 1977, 1147 

4/303, 304 
BGH 13.10.1977 BGHZ 69, 334 7/97, 

100 
BGH 24.01.1978 BGHZ 70, 247 4/813, 

819, 5/58 
BGH 10.05.1978 BGHZ 71, 296 4/506 
BGH 11.12.1978 BGHZ 73, 217 4/28 
BGH 07.02.1979 NJW 1979, 2148 

5/487 
BGH 02.04.1979 NJW 1979, 2304 5/8, 

19, 30, 31, 32, 36, 202, 382, 4/54 
BGH 30.04.1979 BGHZ 74, 240 4/41, 

42, 43, 60, 61, 63, 633, 660, 707, 712, 
723 

BGH 08.05.1979 BGHZ 74, 359 7/101 
BGH 10.05.1979 BGHZ 74, 273 7/116 
BGH 15.12.1980 BGHZ 79, 374 4/44 
BGH 09.03.1981 BGHZ 80, 129 7/194, 

199, 202, 204, 209, 210, 213 
BGH 06.07.1981 NJW 1982, 45 4/17, 

19, 20, 401 
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BGH 26.10.1981 NJW 1982, 932 
7/194, 209 

BGH 28.10.1981 BGHZ 82, 209 2/9 
BGH 16.11.1981 NJW 1982, 877 5/31, 

212 
BGH 22.03.1982 NJW 1982, 2495 

5/31, 212 
BGH 21.04.1982 BGHZ 83, 328 4/813 
BGH 29.06.1982 BGHZ 84, 312 4/297 
BGH 08.07.1982 BGHZ 84, 352 7/51 
BGH 29.09.1982 BGHZ 85,84 7/19, 

5/47, 53, 175 
BGH 13.12.1982 BGHZ 86, 122 7/212 
BGH 16.03.1983 NJW 1983, 1905 

4/62, 69 
BGH 20.06.1983 NJW 1983, 2822 

7/206 
BGH 27.06.1983 NJW 1983, 2498 5/31 
BGH 05.07.1983 BGHZ 88, 70 5/462 
BGH 03.05.1984 WM 1984, 970 4/50, 

51 
BGH 07.05.1984 BGHZ 91, 148 7/204 
BGH 08.10.1984 BGHZ 92, 259 7/141, 

143 
BGH 25.10.1984 WM 1985, 56 4/50, 

53, 56 
BGH 12.11.1984 NJW 1985, 1828 

4/62, 72 
BGH 17.12.1984 NJW 1985, 1079 

7/169 
BGH 11.11.1985 BGHZ 96, 253 7/22 
BGH 19.02.1986 BGHZ 97, 127 4/209 
BGH 25.03.1986 BGHZ 97, 273 4/813, 

816, 819, 825 
BGH 15.01.1987 NJW 1987, 1698 

4/209, 210 
BGH 06.04.1987 NJW 1987, 3124 

4/44, 50, 52, 55 
BGH 04.02.1988 WM 1988, 457 4/813 
BGH 10.03.1988 WM 1988, 986 4/813 
BGH 08.12.1988 WM 1989, 377 4/50, 

56 
BGH 17.10.1989 VersR 1990, 97 4/813 
BGH 05.12.1989 BGHZ 109, 297 5/501 
BGH 19.02.1990 ZIP 1990, 505 4/420 
BGH 07.03.1990 NJW-RR 1990, 701 

4/44, 45, 47, 50, 54, 57, 58, 722 
BGH 12.03.1990 NJW-RR 1990, 867 

4/50, 602 

BGH 11.06.1990 NJW 1990, 3151 
41583, 584, 585 

BGH 25.03.1991 WM 1991, 1125 2/16 
BGH 14.10.1991 ZIP 1992, 247 4/42, 

50, 56, 63 
BGH 04.11.1991 BGHZ 116, 86 7/162, 

4/452 
BGH 11.11.1991 BGHZ 116, 37 4/550 
BGH 19.11.1991 NJW 1992, 1039 

4/744, 790 
BGH 10.02.1992 BGHZ 117, 168 

7/162, 4/646, 650, 651, 654 
BGH 25.06.1992 NJW 1992, 3037 

4/46, 49, 50, 52, 53, 55, 58, 59, 823 
BGH 30.09.1992 BGHZ 119, 283 4/207 
BGH 16.04.1993 NJW 1993, 1914 

5/477 
BGH 20.09.1993 DStR 1993, 1918 

4/50, 56 
BGH 25.11.1993 NJW 1994, 786 

4/805 
BGH 07.12.1993 NJW 1994, 652 7/149 
BGH 13.04.1994 NJW 1994, 1801 

4/249 
BGH 27.04.1994 NJW 1994, 1800 

4/207 

4. Sonstige oberste Gerichtshöfe 
des Bundes 

BAG 18.02.1967 BAGE 19, 267 4/221 
BAG 16.05.1969 BAGE 22, 6 4/224 
BAG 13.09.1969 BAGE 22, 125 4/224 
BAG 02.05.1970 BAGE 22, 324 4/224 
BAG 09.08.1974 BB 1974, 1531 4/224 
BAG 17.02.1987 NJW 1988, 222 4/432, 

526 
BAG 06.07.1989 NJW 1989, 3034 

4/526 
BAG 02.02.1994 ZIP 1994,1019 4/73, 

526, 772 
BFH 23.10.1985 NJW 1986, 2969 4/73, 

74, 75, 780 
BFH 27.06.1989 NJW 1990, 2086 4/73, 

74, 77, 766, 767, 768 
BFH 27.03.1990 NJW 1990, 3294 4/73, 

77, 766, 768 
BFH 25.02.1991 BFHE 163, 1 7/162 
BFH 02.02.1994 BB 1994, 1281 4/73 
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BVerwG 24.04.1979 NJW 1979, 2261 
5/41, 44, 136, 173, 175, 176, 279 

BVerwG 13.08.1993 NJW 1994, 602 
4/73, 78, 768 

5. Oberlandesgerichte 

BayObLG 23.07.1965 NJW 1965, 2254 
7/214 

BayObLG 24.11.1967 BayObLGZ 
1967,458 4/403 

BayObLG 16.01.1978 DB 1978, 933 
7/148, 149 

BayObLG 17.04.1978 Rpfleger 1978, 
249 5/41, 86 

BayObLG 11.02.1980 BayObLGZ 
1980, 65 4/306 

BayObLG 27.10.1983 WM 1984, 52 
4/403 

BayObLG 13.11.1984 NJW 1985, 982 
4/434 

BayObLG 06.06.1991 DB 1991, 2073 
4/168, 448, 452, 457, 480 

BayObLG 25.07.1991 NJW-RR 1992, 
33 7/148, 149, 150, 154 

BayObLG 26.03.1993 DStR 1993, 771 
4/506 

BayObLG 24.11.1994 NJW 1995, 199 
4/805 

KG 24.06.1901 OLGE 3, 404 4/441 
KG 23.06.1911 KGJ 41 (1912), 117 

5/7, 132, 140 
KG 07.02.1929 DNotZ 1930, 138 

4/415 
KG 01.07.1937 JW 1937, 2599 7/143 
KG 14.05.1959 NJW 1959, 1829 4/616, 

625, 626 
OLG Breslau 18.02.1916 OLGE 32, 

362 5/92, 4/119 
OLG Celle 16.11.1962 NJW 1963, 540 

4/160, 616, 625 
OLG Celle 20.09.1973 Rpfleger 1974, 

19 4/155, 160 
OLG Celle 15.12.1980 Rpfleger 1981, 

114 4/160 
OLG Celle 16.03.1982 BB 1983, 659 

4/155, 160, 407 
OLG Celle 05.07.1982 BB 1983, 658 

4/160 

OLG Düsseldorf 11.12.1978 Rpfleger 
1979, 259 5/43 

OLG Düsseldorf 06.07.1979 NJW 1979, 
2618 4/303, 304 

OLG Düsseldorf 22.03.1990 NJW 1990, 
2133 4/49 

OLG Düsseldorf 10.10.1991 NJW-RR 
1992, 808 4/805 

OLG Düsseldorf 28.09.1992 BB 1992, 
2173 4/507, 529 

OLG Frankfurt 30.09.1974 BB 1974, 
1366 4/568 

OLG Frankfurt 19.12.1974 BB 1975, 
1319 7/143 

OLG Frankfurt 30.11.1982 BB 1983, 
335 4/160 

OLG Frankfurt 17.12.1985 NJW 1986, 
3144 4/62, 72 

OLG Hamburg 06.06.1907 OLGE 15, 
305 5/132, 140 

OLG Hamburg 25.02.1983 BB 1984, 
14 4/62 

OLG Hamm 15.02.1957 BB 1957, 448 
4/441 

OLG Hamm 13.05.1970 NJW 1970, 
1791 4/816 

OLG Hamm 31.10.1983 DB 1984, 341 
4/453 

OLG Hamm 07.12.1984 NJW 1985, 
1846 4/51 

OLG Hamm 19.05.1989 WM 1989, 
572 4/73, 76 

OLG Hamm 21.06.1993 ZIP 1993, 
1310 4/420 

OLG Karlsruhe 14.07.1928 JW 1928, 
2644 4/417 

OLG Karlsruhe 19.01.1953 BB 1954, 
74 4/401 

OLG Koblenz 25.03.1994 NJW 1994, 
2099 4/209 

OLG Köln 23.09.1982 ZIP 1982, 1424 
4/564 

OLG Königsberg 16.06.1942 HRR 1942 
Nr. 759 4/467 

OLG München 06.11.1991 NJW-RR 
1992, 230 4/161 

OLG Naumburg 19.05.1993 WM 1994, 
906 4/209 

OLG Neustadt 29.01.1957 NJW 1957, 
1155 4/293 
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OLG Oldenburg 16.11.1956 NJW 1957, 
349 4/175 

OLG Oldenburg 06.11.1975 Rpfleger 
1976, 11 3186 

OLG Stuttgart 08.12.1953 MDR 1954, 
169 4143, 54 

OLG Stuttgart 13.12.1966 Rpfleger 
1968, 154 4/624, 625 

OLG Stuttgart 15.10.1973 OLGZ 1974, 
132 41625 

6. Sonstige Gerichte 
OGHBrZ 24.02.1949 OGHZ 1, 347 

41360 

LG Köln 21.06.1977 (30-0-318/76) 
4/161 

LG Lübeck 26.06.1961 SchlHA 1962, 
102 3187 

LG Lübeck 05.06.1963 SchlHA 1964, 
22 5/87 

AG Gelsenkirchen 18.02.1988 DGVZ 
1988,45 4/168 

II. Österreich 
OGH 30.04.1986 GesRZ 1987, 210 

4/496, 497 
OGH 29.06.1989 GesRZ 1990, 156 

41506 
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